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Berlin, 15. Dez (Reuters) - Regierung und Opposition haben

sich im Vermittlungsausschuss bei zentralen Reformvorhaben zwar

geeinigt, der Umfang der geplanten Steuerentlastungen ist mit

7,8 Milliarden Euro aber nur halb so groß wie zunächst geplant.

Der nach zehnstündigen Verhandlungen gefundene Kompromiss

sieht vor, dass der Spitzensteuersatz 2004 auf 45 und der

Eingangssteuersatz auf 16 Prozent sinkt. Dafür müssen die Bürger

Einschnitte bei der Pendlerpauschale und der Eigenheimzulage

hinnehmen. Der Anteil aus Privatisierungen zur Finanzierung der

Steuersenkung soll nun 5,3 statt geplanter zwei Milliarden Euro

betragen. Nur knapp ein Viertel des Steuerschrittes wird durch

neue Schulden finanziert. Eine Einigung gab es auch bei

wichtigen Fragen der Reform des Arbeitsmarktes.

Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) sagte, er habe sich

zwar mehr gewünscht, das Ergebnis gehe aber "in Ordnung".

CDU-Chefin Angela Merkel erklärte, die Union habe den Reformen

ihre Handschrift aufdrücken können. Es seien wichtige Weichen

gestellt worden und es gebe nun alle Optionen für Wachstum.

Die rot-grüne Bundesregierung wollte eigentlich Entlastungen

für den Steuerzahler von 15,6 Milliarden Euro durchbringen und

damit der Wirtschaft einen deutlichen Impuls geben.

Wirtschaftsforscher hatten erklärt, ein solches Volumen werde

das Wirtschaftswachstum zwar nur um etwa 0,2 Prozentpunkte

anheben, aber einen positiven psychologischen Effekt haben.

EIGENHEIMZULAGE UM 30 PROZENT GEKÜRZT

Die Regierung hatte geplant, die Einkommensteuertarife zum

1. Januar 2004 auf 15 beziehungsweise 42 Prozent abzusenken.

Dies soll nun erst ein Jahr später geschehen. Im neuen Jahr wird

die Eigenheimzulage um 30 Prozent und die Pendlerpauschale auf

30 Cent pro Kilometer gekürzt werden. Die Privatisierungserlöse

von 5,3 Milliarden Euro sollen aus dem Verkauf von Aktien der

Deutsche Telekom AG und der Deutsche Post AG

sowie anderer Beteiligungen gewonnen werden.

ERHEBLICHE ZUGSTÄNDNISSE BEI ARBEITSMARKTREFORMEN

Bei den Reformen auf dem Arbeitsmarkt musste die Regierung

erhebliche Zugeständnisse an die Union machen. So wird künftig

der Kündigungsschutz erst in Betrieben mit mehr als zehn

Mitarbeitern gelten. Für bereits in den Betrieben angestellte

Mitarbeiter gilt indes der Kündigungsschutz weiter, betroffen

sind nur Neueinstellungen. Bei der besonders umstrittenen Frage

der Zuständigkeit für Langzeitarbeitslose konnte die Union das

Optionsmodell des hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch

(CDU) durchsetzen. Danach haben die Kommunen das Recht, die

Kompetenz an sich zu ziehen. Nur, wenn sie ihr Recht nicht

wahrnehmen, ist die Bundesanstalt für Arbeit zuständig.

Die von der SPD-Linken durchgesetzten Zumutbarkeitsregeln

für die Annahme von Arbeit wurden wieder gestrichen. FDP-Chef

Guido Westerwelle sagte, die nun gefundene Regelung sehe vor,

dass jede legale Arbeit für Langzeitarbeitslose zumutbar sei.

Nicht durchsetzen konnte sich die Union damit, gesetzliche

Regelungen für Öffnungsklauseln im Tarifrecht zu fixieren.

Beschlossen wurde nur eine Protokollerklärung, in denen die

Tarifpartner aufgefordert werden, innerhalb eines Jahres

freiwillige Regelungen zu finden. Dies könnte der Regierung

einen scharfen Konflikt mit den Gewerkschaften ersparen.

Bei den Gemeindefinanzen wurde vereinbart, dass die Kommunen

einen größeren Anteil der Gewerbesteuer behalten dürfen. Die

Einbeziehung von Freiberuflern und ertragsunabhängiger Elemente

in die Gewerbesteuer konnte die Regierung nicht durchsetzen.

Nach Angaben aus Teilnehmerkreisen verständigte sich der

Ausschuss auch auf Steuererleichterungen für Lebens- und

Krankenversicherer. Die Unternehmen könnten demnach für 2001 bis

2003 Beteiligungserträge steuerpflichtig stellen und Verluste

aus solchen Geschäften damit teils von der Steuerlast abziehen.

Der Kompromiss im Vermittlungsausschuss konnte erst gefunden

werden, nachdem die Partei- und Fraktionschefs zusammen mit

Bundesaußenminister Joschka Fischer (Grüne) mehrfach in kleiner

Runde getagt hatten. Schröder sagte, der Kompromiss gehe in

Ordnung, fügte aber hinzu: "Man kann sich immer mehr wünschen."

Merkel sagte, die Union habe sich in wesentlichen Punkte

durchsetzen können. Fischer beklagte, dass die Steuerreform

nicht in vollem Umfang vorgezogen werden konnte.
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Berlin, 15. Dez (Reuters) - Regierung und Opposition haben

sich am Montagmorgen im Vermittlungsausschuss bei zentralen

Reformvorhaben zwar geeinigt. Der Umfang der geplanten

Steuerentlastungen ist mit 7,8 Milliarden Euro aber nur halb so

groß wie zunächst geplant. Nachfolgend Details zur Einigung im

Bereich Arbeitsmarktreform:

- Für Langzeitarbeitslose soll künftig jede legale Arbeit

zumutbar sein. Die von der SPD-Linken durchgesetzte Regelung,

wonach Langzeitsarbeitslose nur Arbeit annehmen müssen, bei der

ein ortsüblicher Lohn bezahlt wird, wurde wieder gestrichen.

- Der Kündigungsschutz gilt künftig erst für Betriebe mit

mehr als zehn Mitarbeitern. Für bereits angestellte Arbeitnehmer

soll er hingegen weiter gelten. Betroffen sind lediglich

neueingestellte Mitarbeiter.

- Die Zuständigkeit für die Betreuung Langzeitarbeitsloser

soll nach dem Optionsmodell des hessischen Ministerpräsidenten

Roland Koch (CDU) geregelt werden. Das bedeutet, die Kommunen

erhalten das Recht, die Zuständigkeit an sich zu ziehen, wenn

sie das wollen. Die Bundesanstalt für Arbeit ist nur dann

zuständig, wenn die Kommunen nicht von ihrem Recht Gebrauch

machen.

- Bei der Frage des Tarifrechts konnte die Regierung

verhindern, dass die Union gesetzliche Regelungen für

Öffnungsklauseln in den Tarifverträgen durchsetzt. Verabschiedet

wurde eine unverbindliche Erklärung, in der die Tarifparteien

aufgefordert werden, innerhalb eines Jahres freiwillige

Vereinbarungen zu finden.

pfi/rbo

REUTERS

150554 Dez 03

(Zusammenfassung 0430)

Reformkompromiss: Steuerentlastung kommt - aber deutlich abgespeckt

(Mit zahlreichen Bildern)

Berlin (dpa) - Nach monatelangem Streit haben sich Regierung und

Opposition auf das Vorziehen einer deutlich abgespeckten Steuerreform

und auf einschneidende Arbeitsmarktreformen verständigt. Bürger und

Wirtschaft können im kommenden Jahr damit zwar mit zusätzlichen

Steuerentlastungen in Milliardenhöhe rechnen. Allerdings fallen sie

mit 7,8 Milliarden Euro nur halb so hoch aus wie die ursprünglich von

der Regierung geplanten 15,6 Milliarden Euro.

Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) sprach in Berlin nach über

zehnstündigen Verhandlungen von einem vertretbaren Kompromiss. Die

Union, die sich mit zahlreichen Forderungen durchsetzen konnte,

nannte die Einigung eine wichtige Weichenstellung für Deutschland.

Nach den Worten von CDU-Chefin Angela Merkel trägt das Ergebnis die

Handschrift der CDU. Der CSU-Vorsitzende Edmund Stoiber sagte, die

Union habe erreicht, dass die Steuerentlastung nicht überwiegend auf

Pump finanziert wird.

Zusammen mit Entlastungen der zweiten Steuerreformstufe, die wegen

der Flutkatastrophe auf 2004 verschoben wurde, betragen die gesamten

Entlastungen für die Steuerzahler laut Schröder etwas über 15

Milliarden Euro. Geplant waren rund 22 Milliarden.

Beide Seiten verständigten sich am frühen Montagmorgen in Berlin

auch bei der Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf ein

Optionsmodell für die Kommunen. Diese können entscheiden, ob sie die

Betreuung von Langzeitarbeitslosen selbst übernehmen. Ein Kompromiss

wurde auch beim Kündigungsschutz, bei den Tariföffnungsklauseln und

beim Mindestlohn erzielt. Das Paket muss am kommenden Freitag noch

von Bundestag und Bundesrat gebilligt werden.

Schröder und Außenminister Joschka Fischer (Grüne) sprachen von

einem vertretbaren Kompromiss. Allerdings hätte man sich mehr

gewünscht. Schröder sagte: +Es ist ein Ergebnis, das absolut in

Ordnung geht und das sich vertreten lässt.; Es werde Deutschland

voran bringen. Angesichts der Machtverhältnisse müsse das Machbare

akzeptiert werden. Fischer sagte, die volle Steuerentlastung sei mit

der Mehrheit des Bundesrates leider nicht zu machen gewesen.

FDP-Chef Guido Westerwelle bedauerte, dass die Entlastungen nicht

stärker ausfallen. Entscheidend sei aber die Kopplung solider

finanzierter Steuersenkungen mit Arbeitsreformen.

Dem Kompromiss war ein beispielloser Reformpoker vorausgegangen,

in den sich am Sonntag auch die Parteichefs direkt eingeschaltet

hatten. Die Einigung sieht vor, dass der Eingangssteuersatz nur auf

16 und der Spitzensteuersatz auf 45 Prozent gesenkt wird. Dadurch

fallen die Steuerentlastungen deutlich geringer aus. Geplant war

bisher, dass der Eingangssteuersatz auf 15 (heute: 19,9) und der

Höchststeuersatz auf 42 Prozent (heute: 48,5) sinkt.

Die Einigung sieht ferner eine Kürzung der Pendlerpauschale auf 30

Cent pro Kilometer vor. Rot-Grün wollte einen wesentlich stärkeren

Abbau auf 15 Cent. Auch bei der Eigenheimzulage wurde die Koalition

von der Union gebremst. Die Zulage soll nun lediglich um 30 Prozent

reduziert werden. Ursprünglich wollte die Koalition zumindest eine

Halbierung der zuletzt 11 Milliarden Euro erreichen.

Der Kündigungsschutz soll bei Neueinstellungen in Betrieben mit

weniger als zehn Mitarbeitern nicht gelten. Bisher liegt die Schwelle

bei fünf Beschäftigten. Langzeitarbeitslosen sollen künftig auch Jobs

unter dem ortsüblichen Tariflohn zumutbar sein. Dies dürfte bei SPD-

Linken noch auf Widerstand stoßen.

Im Streit um die Aufweichung der Tarifautonomie sicherte die

Regierung dem Vernehmen nach in einer Protokollnotiz zu, eine

gesetzliche Regelung zu erarbeiten, falls sich die Tarifparteien 2004

nicht freiwillig auf betriebliche Regelungen verständigen. Auch bei

der Gewerbesteuer konnte sich Rot-Grün nicht voll durchsetzen. Die

Freiberufler werden doch nicht einbezogen. Die Gewerbesteuerumlage

wird aber gesenkt, so dass Kommunen mehr Geld behalten.
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